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VORWORT 

Das vorliegende Buch verfolgt das Ziel, einen grundlegenden Einblick in 
die heutige Genossenschaftswissenschaft zu geben. Aufbauend auf um-
fangreichen Arbeiten und Erfahrungen in der akademischen Lehre und 
Forschung am Seminar für Genossenschaftswesen der Universität zu Köln 
informieren die Verfasser über den derzeitigen Stand der wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung mit Genossenschaften im deutschsprachigen Raum. 

Das vorliegende Buch ist ein Lehrbuch und will auch als solches verstanden 
werden. Im Vordergrund steht die Vermittlung wissenschaftlicher 
Methoden und Konzeptionen. Das Buch ist in drei große Teile gegliedert, 
die eigenständig gelesen werden können. Der erste Teil behandelt 
wissenschaftstheoretische Fragen, die an die Genossenschaftswissenschaft 
zu richten sind und stellt die zur Anwendung gelangten wissenschaftlichen 
Methoden der Erkenntnisgewinnung vor. Der zweite Teil betrachtet die 
Rolle der Genossenschaften in verschiedenen ordnungstheoretischen 
Entwürfen. Der dritte Teil schließlich enthält konzeptionelle Überlegungen 
zu einer Betriebswirtschaftslehre der Genossenschaften als interdisziplinäre 
Managementlehre. 

Ein solches Buch wird eigentlich nie fertig und muß daher für fertig erklärt 
werden. Die Verfasser haben sich in kritischer und kollegialer Diskussion 
auf die vorliegende Fassung verständigt und festgelegt; sie wird von allen 
Verfassern gemeinsam verantwortet. 

Wir danken allen, die an der Entstehung des Buches mitgewirkt haben. 
Danken möchten wir den Studentinnen und Studenten der Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln, die uns durch ihr 
großes Interesse an genossenschaftlichen Fragen vielfältige Anregungen 
gegeben haben. Namentlich möchten wir den Herren Dr. Anselm Meyer-
Antz und Dipl.-Volksw. sozw. R. David Klingenberger danken, die immer 
wieder als kritische Dialogpartner zur Verfugung standen und auf diese 
Weise die Entstehung des Buches aktiv unterstützt haben. Bedanken 
möchten wir uns ferner bei Herrn cand. rer. pol. Reiner Rang, der die 
formale Gestaltung des Buches engagiert entwickelte, alle Schaubilder 
erstellte und die DV-technische Umsetzung übernahm. Dank gebührt auch 
Frau cand. rer. pol. Andrea Tobias und Frau Pia Blome-Drees, die beim 
Korrekturlesen eine große Hilfe waren. Ein besonderer Dank gilt schließlich 
dem Wissenschaftsfonds der DG BANK Deutsche Genossenschaftsbank, 
der diese Arbeit und ihr Erscheinen entscheidend gefördert hat. 

Köln Jürgen Zerche 

Ingrid Schmale 

Johannes Blome-Drees 
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I. GENOSSENSCHAFTEN ALS GEGENSTAND DER GENOSSENSCHAFTS-
WISSENSCHAFT 

1. Genossenschaftslehre im Rahmen der Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften 

1.1 Sozialwissenschaften - ein Teil der Erfahrungswissenschaften 1 
1.2 Wirtschaftswissenschaften sind ein Teil der 

Sozialwissenschaften 2 
1.3 Neoklassische Forschungstradition der Wirtschaftswissen-

schaften 2 
1.4 Vom Erfahrungs- zum Erkenntnisobjekt der Genossenschafts-

wissenschaft 4 
1.5 Brauchen die Genossenschaften eine eigene Betriebswirtschafts-

lehre? 5 
1.6 Genossenschaften als interdisziplinäres Forschungsobjekt 7 

Genossenschaften werden von Vertretern verschiedener wissenschaftlicher 
Disziplinen untersucht. Besonders Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler 
richten ihre wissenschaftliche Aufmerksamkeit auf dieses Erfahrungsobjekt. 
Wir, die Autoren dieses Lehrbuchs, sind ausgebildete Wirtschaftswissen-
schaftler - ein Volkswirt, ein Volkswirt sozialwissenschaftlicher Richtung 
und ein Betriebswirt. Unser wissenschaftlicher „Umgang" mit Genossen-
schaften, unser Erkenntnisinteresse und unsere methodische Heran-
gehensweise sind durch unsere Ausbildung in spezifischer Weise geprägt. 
Daher möchten wir zunächst Auskunft geben über unseren 
wissenschaftlichen Standpunkt bei der Betrachtung der Ge-
nossenschaftslehre (oder Kooperationswissenschaft) im Rahmen der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften (Kap. 1.1). Anschließend wird unser 
Erfahrungsobjekt - Genossenschaften in Deutschland und in anderen 
Ländern - genauer gekennzeichnet und dargestellt (Kap. 1.2), um dann bei-
spielhaft einige Fragestellungen aus Sicht der verschiedenen beteiligten 
Einzeldisziplinen vorzustellen (Kap. 1.3). Abschließend werden in Kap. I 
verschiedene Methoden der Erkenntnisgewinnung, die in der Genossen-
schaftswissenschaft angewendet werden, vorgestellt und analysiert (Kap. 1.4 
-1.6). 

1.1 Sozialwissenschaften - ein Teil der Erfahrungswissenschaften 

Die Sozialwissenschaften sind Teil der empirischen Wissenschaften, die 
auch Erfahrungswissenschaften oder Realwissenschaften genannt werden. 



2 Wissenschaftstheoretische Fragestellungen 

Dies bedeutet, daß die Erkenntnisse vorwiegend aus der Erfahrung mit der 
Außenwelt gewonnen werden. Anders ist dies bei den Vernunft-
wissenschaften, die auch als Formalwissenschaften bezeichnet werden wie 
Logik oder Mathematik, die ihre Erkenntnisse aus der Bearbeitung der aus 
der Materie selbst erwachsenden Phänomene beziehen. Erkenntnisse 
müssen bestimmten Ansprüchen genügen, damit sie „wissenschaftlich" 
genannt werden können. Die Wissenschafistheorie als Metatheorie stellt das 
„Handwerkszeug" zur Verfügung, indem sie bestimmte Methoden der 
Erkenntnisgewinnung beschreibt und analysiert, die zu wissenschaftlichen 
Ergebnissen führen. Notwendig ist immer die Möglichkeit der Überprüf-
barkeit und Nachvollziehbarkeit der gewonnenen Erkenntnisse durch andere 
Wissenschaftler. 

1.2 Wirtschaftswissenschaften sind ein Teil der Sozialwissenschaften 

Wir betrachten die Wirtschaftswissenschaften als Teil der Sozialwissen-
schaften. Folglich kommen gleiche Methoden der Erkenntnisgewinnung 
und Überprüfung von Hypothesen und Theorien zur Anwendung. Lediglich 
die betrachteten Erfahrungsobjekte sind unterschiedlich. Während die 
Sozialwissenschaften und dabei insbesondere die Soziologie soziale Ge-
bilde und soziale Prozesse insgesamt als Erfahrungsobjekt aufgreifen, sind 
die Wirtschaftswissenschaften „spezialisiert" auf wirtschaftliches Handeln 
von Wirtschaftssubjekten, die über knappe Ressourcen verfugen. Handeln 
und spezifische Erscheinungsformen sozialer Gebilde werden von 
Wirtschaftswissenschaftlern dann thematisiert, wenn diese direkt oder 
indirekt auf die materielle und/oder immaterielle Bedürfnisbefriedigung 
ausgerichtet sind. 

Wird versucht, dieses wirtschaftliche Handeln zu erklären, also empirisch 
beobachtbare Handlungsorientierungen und deren Auswirkungen auf den 
Vollzug des wirtschaftlichen Prozesses zu analysieren und in kausale Be-
ziehungen zu setzen, kann diese Forschungsrichtung in Anlehnung an die 
Terminologie von Brinkmann „Sozialökonomische Verhaltensforschung" 
genannt werden (vgl. Brinkmann, Wissenschaftstheorie, 1991, S. 160ff). 

1.3 Neoklassische Forschungstradition der Wirtschaftswissenschaften 

Der oben beschriebene Standpunkt der Einordnung der Wirtschaftswissen-
schaften in die Sozialwissenschaften wird von vielen Wirtschaftswissen-
schaftlern nicht geteilt. Besonders solche Wissenschaftler, die sich der sog. 
neoklassischen Forschungstradition verpflichtet fühlen, sehen die Wirt-
schaftswissenschaften nicht als Erfahrungswissenschaft. 

Ihr Interessenschwerpunkt liegt in der Untersuchung der Probleme der 
optimalen Allokation knapper Ressourcen, also der Analyse der Zuord-
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nungen knapper Ressourcen an „Orte" (Produktionsprozesse oder End-
verbrauch) ihrer effizienten Verwendung. Aus der Spezialisierung auf den 
Problembereich der optimalen Allokation aufgrund des Knappheitsproblems 
und der Zugrundelegung rational handelnder Wirtschaftssubjekte folgt die 
Herausbildung spezieller wirtschaftswissenschaftlicher Methoden. Diese 
Methoden bringen die neoklassische Forschungstradition in die Nähe der 
Formal- oder Vernunftwissenschaften, die nicht empirische Wissen-
schaften sind (vgl. dazu Kromphardt/Clever/Klippert, Methoden, 1979, Kap. 
2.1 undS. 194ff). 

Die Erklärung individueller oder gruppenmäßiger Verhaltensweisen, die das 
Wirtschaften betreffen, und die Begründung der Bedingtheit wirtschaft-
lichen Handelns durch gesellschaftliche Institutionen sind nicht das Er-
kenntnisinteresse. Es geht vielmehr um eine Analyse von Marktprozessen, 
von Prozessen der Allokation (Zuteilung von Ressourcen in 
Verwendungsbereiche mit effizienten Ergebnissen); es geht also um die 
Bestimmungsgründe von Angebot und Nachfrage bei definiertem Rational-
verhalten der Wirtschaftssubjekte. 

Als Forschungsmethode wird das methodische Instrumentarium der Mo-
dellkonstruktion angewandt; d.h., es wird versucht, den Ausgleich von 
Angebot und Nachfrage, also das Gleichgewicht der Marktprozesse anhand 
marginalanalytischer Überlegungen in Gedankenexperimenten in 
Verbindung mit den sog. „ceteris-paribus-Annahmen" (=Annahme der 
Konstanz der Bedingungen) zu analysieren und darzustellen. Diese For-
schungsmethode fuhrt nach Hans Albert, dem Verbreiter des Kritischen 
Rationalismus von Karl R. Popper im deutschsprachigen Raum (vgl. dazu 
Kretschmann, Diffusion, 1990), dazu, daß die wirtschaftswissenschaftliche 
Theorie zu einer Entscheidungslogik erstarrt (vgl. Albert, Handeln, 1977). 
Dieser neoklassischen Forschungstradition fühlen sich nicht nur Volkswirte 
verbunden. Vielmehr ist mit dem Übergang der Betriebswirtschaftslehre 
von einer normativen Kunstlehre, die ihre Aufgabe in der Formulierung von 
praktisch-gestaltenden Verfahrensregeln sah (vgl. Kretschmann, Diffusion, 
1990, S. 30), zu einer „reinen", theoretischen Wissenschaft eine Anlehnung 
an die in der Volkswirtschaftslehre entwickelte Methode zu beobachten. 
Der entscheidende Wendepunkt wird in der Entwicklung der Betriebs-
wirtschaftslehre von Gutenberg gesehen („Theorie der Unternehmung", 
„Produktionstheorie"), welcher von verschiedenen Fachvertretern als 
Endpunkt der sich bis dahin entwickelnden BWL, von anderen als Anfang 
einer neuen Ausrichtung der BWL gesehen wird (vgl. Schanz, 
Wissenschaftsprogramme, 1992, S. 8 2 f f ) . 
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1.4 Vom Erfahrungs- zum Erkenntnisobjekt der Genossenschaftswis-
senschaft 

Die Genossenschaftslehre entwickelt sich allmählich zu einer eigenstän-
digen Disziplin. Vielfach wird die Identität als eigenständige 
wissenschaftliche Disziplin durch die auf Amonn (Objekt, 1911) zurückge-
hende Unterscheidung in Erfahrungs- und Erkenntnisobjekt abgeleitet. 
Damit einher geht die Anwendung seiner phänomenologisch-essentialisti-
schen Methode zur Bestimmung und Festlegung des Gegenstandsbereichs 
einer Wissenschaft (=Erfahrungsobjekt der Wissenschaft) (vgl. 
Kretschmann, Diffusion, 1990, S. 34f). Gegenstände der Erfahrung werden 
als Erscheinungen aufgefaßt, deren Wesen bzw. deren Besonderheiten es zu 
erkennen, zu ordnen und einzuordnen gilt (Wesenswissenschaft als Be-
deutungs- und Sinnforschung; vgl. dazu auch Kap. 1.5 und Kap. III. 1.2). 
Beispielsweise wird als identitätsstiftendes Prinzip der Betriebswirt-
schaftslehre meistens das Wirtschaftlichkeitsprinzip herausgestellt. 

Zum Erfahrungsobjekt der Genossenschaftslehre im engeren Sinne ge-
hören solche Kooperationen von Haushalten oder Unternehmungen, die zur 
Förderung „des Erwerbes" (gemeint ist Unternehmereinkommen) oder der 
„Wirtschaft" der Mitglieder (gemeint ist der Haushalt; vgl. §1 GenG) eine 
gemeinsame Betriebswirtschaft, also die genossenschaftliche Unterneh-
mung, gründen und unterhalten. Das Erfahrungsobjekt ist dabei bezogen 
sowohl auf den genossenschaftlichen Betrieb als auch auf die Ge-
nossenschaft als Gruppe der Träger. Die Mitglieder der Trägergruppe 
gestalten demokratisch den Förderauftrag. Identitätsstiftend können hier das 
Förderprinzip und das Demokratieprinzip der genossenschaftlichen 
Wirtschaftsform für die Genossenschaftslehre wirken. 

In einem weiteren Sinne gehören alle institutionalisierten Kooperationen, 
die zweckgerichtet, also absichtlich und bewußt herbeigeführt werden, zum 
Erfahrungsobjekt einer Kooperationswissenschaft als Einzeldisziplin. 
Dieser weite Einbezug entspricht (noch) nicht der Tradition der Genossen-
schaftslehre, wie sie insbesondere im deutschsprachigen Raum vertreten 
wird. Aber hierin liegt sicherlich die Zukunft eines kooperationswissen-
schaftlichen Ansatzes, auch um internationalen Ansprüchen zu genügen 
(vgl. Engelhardt, Stellung, 1990, S. 61ff.). 

Das Erkenntnisobjekt wird durch spezielle Fragen an das Erfahrungs-
objekt gewonnen (vgl. Schultz/Zerche, Genossenschaftslehre, 1983, S. 19). 
Die Erkenntnisinteressen der Wissenschaftler aus den unterschiedlichen 
Einzeldisziplinen mit ihren je spezifischen Forschungsmethoden fuhren 
folglich zu ausgewählten Fragen an das Erfahrungsobjekt. Dadurch wird das 
Erfahrungsobjekt zum Objekt der Erkenntnis. Die wichtigsten 
Teildisziplinen, die sich mit Genossenschaften als Erfahrungsobjekt be-
fassen, sind Betriebswirtschaftslehre, Volkswirtschaftslehre, Rechts-
wissenschaft, Soziologie, Geschichtswissenschaften, Sozialpolitiklehre, 
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Agrarwissenschaften und andere Wissenschaften wie Sozialphilosophie, 
Anthropologie, Ethnologie. 

1.5 Brauchen die Genossenschaften eine eigene Betriebswirtschafts-
lehre? 

Weitgehende Übereinstimmung sieht Engelhardt dahingehend, „daß in der 
Gegenwart im Mittelpunkt der als Kooperationswissenschaft verstandenen 
Genossenschaftslehre betriebswirtschaftliche Fragen stehen werden und zu 
stehen haben." (Engelhardt, Stellung, 1990, S. 61). In diesem Zusam-
menhang sei an die Diskussion erinnert, die 1983 innerhalb der Arbeits-
gemeinschaft genossenschaftswissenschaftlicher Institute (AGI) zur Frage, 
ob Genossenschaften eine eigene Betriebswirtschaftslehre brauchen, ge-
fuhrt wurde (vgl. Wagner, Zwölf Thesen, 1983; Hahn, Betriebswirt-
schaftslehre, 1983; Dülfer, konstruktiver Vorschlag, 1983). Die Diskutanten 
behandelten diese Frage durchaus kontrovers. 

Während Wagner seine Auffassung in zwölf Thesen darlegt, daß die Ein-
richtung einer Speziellen „'Betriebswirtschaftslehre der Genossenschaften' 
[...] sowohl aus wissenschaftssystematischen als auch aus praktischen 
Gesichtspunkten weder notwendig noch sinnvoll erscheint und einer 
interdisziplinär orientierten Genossenschaftswissenschaft der Vorzug 
gebührt" ( Wagner, Zwölf Thesen, 1983, S. 233), plädieren Hahn und Dülfer 
- mit jeweils unterschiedlicher Akzentuierung in der Argumentation - für 
eine Spezielle Betriebswirtschaftslehre der Genossenschaften. Gemeinsam 
ist allen Diskutanten die Erkenntnis, daß der Genossenschaftsbetrieb 
Probleme zu bewältigen hat, die alle Betriebe unabhängig von ihrer 
Rechtsform und ihrer Zielsetzung zu lösen haben und die mit Hilfe der All-
gemeinen Betriebswirtschaftslehre einer Lösung zugeführt werden können. 
Hahn verweist die Behandlung derartiger betriebswirtschaftlicher Probleme 
in eine genossenschaftliche Betriebswirtschaftslehre oder auch 
„Betriebswirtschaftslehre fur Genossenschaften", die aus Sicht eines Be-
triebswirtes, der sich mit genossenschaftlichen Fragen beschäftigt, Elemente 
der Allgemeinen Betriebswirtschaftslehre und der Speziellen funktionellen 
und institutionellen Betriebswirtschaftslehren zur Lösung heranzieht (vgl. 
Hahn, Betriebswirtschaftslehre, 1983, S. 240f). 

Allerdings wird der „Allgemeinheitsgrad" der Allgemeinen Betriebswirtschafts-
lehre von Hahn (Betriebswirtschaftslehre, 1983), aber auch von Stüdemann 
(Betriebswirtschaftslehre, 1993), stark in Frage gestellt (vgl. in diesem Zu-
sammenhang auch Wo he, Entwicklungstendenzen, 1990). Wegen des von Hahn 
festgestellten desolaten Zustands der Allgemeinen Betriebswirtschaftslehre, deren 
Identitätsprinzip sich „auf die Vorstellung des emissionsfahigen Markenartikel-
herstellers" konzentriere (Hahn, Betriebswirtschaftslehre, 1983, S. 245), und 
deren Ignoranz gegenüber genossenschaftsaktiven Branchen wie 
Konsumgenossenschaften und gewerblichen Warengenossenschaften sowie 
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Wohnungsbaugenossenschaften sieht er hier eine Fördermöglichkeit dieser 
Genossenschaftsbetriebslehre für die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre. 

Übereinstimmung besteht in der Auffassung, daß eine Betriebswirtschafts-
lehre der Genossenschaften als Spezielle Betriebswirtschaftslehre nicht in 
die klassische Unterscheidung der institutionellen (Banken, Handel, 
Industrie etc.) und funktionellen (Absatz, Finanzierung etc.) Betriebs-
wirtschaftslehren einzuordnen ist. Mit Blick auf die Krankenhaus-
betriebslehre oder die Betriebswirtschaftslehre der Öffentlichen Unter-
nehmung und auch auf die faktorwirtschaftliche Kategorie (z.B. Personal-
wirtschaftslehre) scheint die klassische Dichotomie ohnehin aufgebrochen. 
Systemtheorie und Organisationslehre tragen inzwischen dazu bei, den 
Unterschied zwischen Allgemeiner und Spezieller Betriebswirtschaftslehre 
zu verwischen. 

Die Notwendigkeit einer eigenen Betriebswirtschaftslehre der Ge-
nossenschaften ergibt sich fur Diilfer aus der speziellen organisatorischen 
Struktur dieser Kooperative. Die Tatsache, daß Genossenschaften als 
zwischenbetriebliche und/oder als zwischen Haushalten gegründete 
Zusammenschlüsse zur Förderung der Mitglieder agieren, führt dazu, daß 
„der auf die Einzelunternehmung bezogenen Lehre" ergänzende „Aspekte 
einer Lehre vom Entscheidungsverhalten im Kooperativ (als überbetrieb-
lichem Verbund) zur Seite" gestellt werden sollten (Dülfer, Betriebswirt-
schaftslehre, 1995, S. 22). Nachdrücklich bezieht Dülfer alle genossen-
schaftlichen Kooperative im wirtschaftlichen Sinne in die Betriebswirt-
schaftslehre der Genossenschaften und vergleichbarer Kooperative mit ein: 
„Falsch ist es dagegen zu behaupten, sie basiere nur auf einer Rechtsform, 
denn die typische Struktur des Kooperativs mit der Förderungsbeziehung 
zwischen den Mitgliederwirtschaften einerseits und dem kooperativen 
Organbetrieb andererseits, also dieses zwischen der Einzelunternehmung 
und der Gesamtwirtschaft liegende System des kooperativen 
Zusammenschlusses mehrerer Wirtschaftseinheiten, ist das besondere 
Phänomen, das es aufzuklären gilt. Zwar hat der Gesetzgeber [in Deutsch-
land] dafür eine spezifische und insofern besonders geeignete Rechtsform 
zur Verfugung gestellt (die 'eingetragene Genossenschaft'), doch kann ohne 
Zweifel ein derartiges Kooperativ, oder wie in der wissenschaftlichen 
Literatur meist gesagt wird, eine solche Genossenschaft im ökonomischen 
Sinne, auch in anderen Rechtsformen, z.B. als Aktiengesellschaft mit 
Namensaktien oder als Doppelgesellschaft betrieben werden." (Dülfer, 
konstruktiver Vorschlag, 1983, S. 250). 

Die Inhalte der so verstandenen Betriebswirtschaftslehre werden von Hahn 
und Dülfer in ähnlicher Weise abgeleitet, wobei Dülfer zugleich die system-
theoretische Methode seiner Betriebswirtschaftslehre zugrunde legt (vgl. 
Kap. 1.6). Die Inhalte ergeben sich aus der speziellen Organisationsform, 
aus der genossenschaftlichen Zielsetzung und den Besonderheiten 
finanzwirtschaftlicher Probleme der Genossenschaften. In Kapitel III 
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wird das Gerüst einer Speziellen bzw. Besonderen Betriebswirtschaftslehre 
der Genossenschaften als Managementlehre vorgestellt. Diese beschäftigt 
sich mit den besonderen Problembereichen des Managements in Genossen-
schaften. 

1.6 Genossenschaften als interdisziplinäres Forschungsobjekt 

Ohne Zweifel erlangten betriebswirtschaftliche Fragestellungen in den 
letzten Jahren erhöhtes Gewicht sowohl in der Genossenschaftspraxis als 
auch in der Genossenschaftsforschung. Tatsache ist aber auch, daß im 
Rahmen der deutschsprachigen Genossenschaftswissenschaft nicht nur 
Betriebswirte tätig sind. Neben Betriebswirten sind auch viele Volkswirte, 
Juristen und Soziologen als Vertreter ihrer wissenschaftlichen Institutionen 
Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft genossenschaftswissenschaftlicher 
Institute. Sie forschen und lehren im Fach Genossenschaftswesen an 
Universitäten bzw. universitätsnahen Einrichtungen. Als wirt-
schaftswissenschaftliches Sondergebiet (so die Einordnung in den 
Fächerkanon an der Universität zu Köln) untersucht die Genossen-
schaftslehre „nicht nur die betriebswirtschaftlichen, sondern auch die 
volkswirtschaftlichen, rechtlichen und sozialen Aspekte dieser besonderen 
Kooperationsformen und ihres Verbundes." (Schultz/Zerche, Genossen-
schaftslehre, 1983, S. 17). 

Bedeutet dies nun automatisch, daß die Genossenschaftswissenschaft als 
interdisziplinäres Fach zu konstituieren ist, so wie es Wagner (vgl. Zwölf 
Thesen, 1983, S. 239) favorisiert? Zur Klärung dieser Frage müßten eine 
ganze Reihe von Vorfragen beantwortet werden, die mit der Notwendigkeit 
und der Art und Weise der Abgrenzung einer wissenschaftlichen Diszi-
plin zusammenhängen. Die geschichtliche Entwicklung der Wissenschaften 
erbrachte eine Differenzierung in viele, von anderen Fächern als abgrenzbar 
zu betrachtende Einzeldisziplinen. Angewandte Methoden, Fachsprache und 
damit die Erkenntnisobjekte und Erkenntnisinteressen helfen bei der 
Abgrenzung zu anderen Fächern mit. 

Zwar können innerhalb einer Disziplin mehrere Wissenschaftsprogramme neben-
einander bestehen oder gar miteinander konkurrieren. So werden für die noch 
junge Disziplin der Betriebswirtschaftslehre gegenwärtig folgende Wissenschafts-
programme unterschieden: entscheidungsorientiertes, systemorientiertes, 
ökologieorientiertes, arbeitsorientiertes, verhaltensorientiertes sowie institutionen-
orientiertes Programm (vgl. Schanz, Wissenschaftsprogramme, 1992). Jedes dieser 
Wissenschaftsprogramme ist mit Schwerpunktsetzungen in den angewandten 
Methoden, mit besonderen erkenntnisleitenden Fragestellungen, möglicherweise 
auch mit speziellen Fachtermini und mit den Namen bestimmter Wissenschaftler 
verknüpft. Trotzdem kann man diese unterschiedlichen Wissenschaftsprogramme 
in ein Fach „Betriebswirtschaftslehre" zusammenfassen. Deutlich unterscheidet 
sich dieses Fach von anderen Disziplinen aufgrund des Erfahrungsobjektes 
„Wirtschaften in Betrieben unter Berücksichtigung der Wechselbeziehungen zu 
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anderen Betrieben und zu den sie umgebenden Wirtschaftsbereichen" und den da-
mit zusammenhängenden Erkenntnisinteressen und Methoden. Damit sind selbst-
verständlich nicht alle Festlegungen zum Erkenntnisobjekt gegeben, da unter-
schiedliche Auffassungen zur Abgrenzung des Erfahnings- und vor allem 
Erkenntnisgegenstandes der Betriebswirtschaftslehre existieren und immer 
existieren werden (vgl. dazu Schweitzer, Gegenstand, 1992, S. 39ff.). Pluralismus 
erwächst unweigerlich dort, wo nicht dogmatisch (wissenschaftliche) Konzepte 
propagiert werden, sondern Wissenschaft „als aktive Ideenkonkurrenz durch 
wechselseitige Kritik organisiert" ist (Schanz, Wissenschaftsprogramme, 1992, S. 
68). 

Die Abgrenzung von Disziplinen ist nicht unumstritten. Viele Wissen-
schaftler sehen die Notwendigkeit der Wiederherstellung einer Einheits-
wissenschaft, da die isolierte Herausschälung von Einzelfragen dem 
komplexen Gegenstand Betrieb nicht adäquat sei (vgl. Schweitzer, Gegen-
stand, 1992, S. 37). Eine Antwort auf die Forderung der gesamthaften 
Erfassung realer, komplexer Gegenstände ist die Systemtheorie. Als 
„metawissenschaftlicher" Ansatz thematisiert sie die wechselseitige Ver-
schränktheit (Interdependenz) der sozio-ökonomischen Probleme und be-
trachtet diese als Teil eines größeren (gesellschaftlichen) Kontextes. „In 
diesem Sinne impliziert der systemtheoretische Ansatz [...] die Integration 
unterschiedlicher Wissenschaftsdisziplinen" (Kromphardt/Clever/Klippert, 
Methoden, 1979, S. 231). 

Die Forderung nach Interdisziplinarität in der Forschung trägt der Komple-
xität des Erfahrungsobjektes Rechnung. An dieser Stelle sei nur noch darauf 
hingewiesen, daß schon die Auffassung der Wirtschaftswissenschaften als 
Teil der Sozialwissenschaften die Integration disziplinübergreifender 
Forschungen und Theoriebildungen beinhaltet. Zu beachten ist allerdings 
immer auch, insbesondere vor dem Hintergrund disziplinenorientierter 
Ausbildung an Universitäten, daß ,jeder Versuch interdisziplinären 
Arbeitens [...] durch seinen Versuch einer Integration nicht nur die Chance 
eines tieferen Verständnisses des Objektbereichs, sondern zugleich auch die 
Gefahr voreiliger Analogieschlüsse, neuer Dogmen und dilettantischer 
' Globalschwätzerei ' " birgt (Pester, Kooperation, 1993, S. 3). 

Kap. III stellt wichtige Vorüberlegungen an, die zu einer Etablierung einer 
Speziellen bzw. Besonderen Betriebswirtschaftslehre der Genossenschaften 
als Managementlehre in Form eines interdisziplinären Forschungsansatzes 
führen können. Wir versprechen uns davon ein tieferes Verständnis des 
Erfahrungsobjektes und meinen, daß unter Beachtung wichtiger 
Forschungsansätze und Erkenntnisse der Sozialwissenschaften in einer 
Besonderen Betriebswirtschaftslehre der Genossenschaften weiterführende 
Impulse sowohl fur die wissenschaftliche als auch für die praktische 
Beschäftigung mit diesen Kooperationsformen ableitbar sind. 

Sofern man die Genossenschaftswissenschaft als eigenständige Fachdis-
ziplin verstehen möchte, ist ein identitätsstiftendes Prinzip zu benennen, das 
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den Gegenstandsbereich (=Erfahrungsobjekt) der Wissenschaft bestimmt. 
Dieses Erfahrungsobjekt „Genossenschaft" ist eine Personengruppe, die 
einen gemeinsamen Betrieb unterhält. Als identitätsstiftende Prinzipien 
wurden bisher das genossenschaftliche Förderprinzip und das 
Demokratieprinzip genannt. Weitere (mögliche) Prinzipien werden in Kap. 
1.2 behandelt. An dieses gemeinsame Erfahrungsobjekt werden aus den 
beteiligten Einzeldisziplinen unterschiedliche Fragestellungen herangetra-
gen und es kommen verschiedene Methoden zur Anwendung bei der 
Analyse der Genossenschaften als Erkenntnisobjekt. Im Rahmen der Wirt-
schaftswissenschaften können empirisch orientierte, entscheidungslogisch 
ausgerichtete (neoklassische) sowie systemtheoretische Forschungsansätze 
und Vorgehensweisen unterschieden werden. Vorgestellt wurden 
unterschiedliche Meinungen, die die Notwendigkeit der Entwicklung einer 
Besonderen Betriebswirtschaftslehre der Genossenschaften bzw. die 
Genossenschaftswissenschaft als interdisziplinär angelegte Wissenschaft 
betreffen. 

2. Das Erfahrungsobjekt: Genossenschaften sind eine Rechts- und 
Wirtschaftsform 

2.1 Die Rechtsform der Genossenschaften und die Prinzipien der 
Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbstverantwortung 9 

2.2 Die Entwicklung der Wirtschaftsform der Genossenschaften und 
Ansätze einer gesellschafts- und sozialpolitischen Ausrichtung 14 

2.3 Realwirtschaftliche Betrachtung des Genossenschaftssektors in 
Deutschland 18 

2.4 Genossenschaften in anderen Ländern 26 

2.1 Die Rechtsform der Genossenschaften und die Prinzipien der 
Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbstverantwortung 

Als Genossenschaftswissenschaftler unterscheiden wir die Rechtsform und 
die Wirtschaftsform der Genossenschaft. Die Rechtsform der Ge-
nossenschaft gibt es in Deutschland seit über 100 Jahren. Das maßgeblich 
von dem Juristen und deutschen Genossenschaftspionier Hermann Schulze-
Delitzsch beeinflußte Genossenschaftsgesetz (GenG = „Gesetz betreffend 
die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften") geht zurück auf das 
„Preußische Gesetz betreffend die privatwirtschaftliche Stellung der 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 1867". 1871-73 wurde es als 
Reichsgesetz eingeführt, sah aber u.a. noch grundsätzlich die unbeschränkte 
Haftpflicht der Mitglieder vor, was sich in einigen Genossenschaftssektoren 
für die Entwicklung von Genossenschaften als hinderlich erwies (z.B. für 
Wohnungsbaugenossenschaften). 1889 wurde es für Genossenschaften mit 
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der Möglichkeit der beschränkten Haftpflicht, mit Paragraphen zu 
Zentralgenossenschaften, der Pflichtrevision sowie dem Verbot der 
Ausdehnung des Geschäftsbetriebes auf Nichtmitglieder für Kredit- und 
Konsumgenossenschaften in Kraft gesetzt. Bis heute wurde es entsprechend 
den sich ändernden Rahmenbedingungen verschiedentlich novelliert und 
auch an EG-Richtlinien angepaßt. 

Seit über hundert Jahren werden in §1 GenG Genossenschaften definiert als 
„Gesellschaften von nicht geschlossener Mitgliederzahl, welche die 
Förderung des Erwerbes oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder mittels ge-
meinschaftlichen Geschäftsbetriebes bezwecken". Rechtlich ist festgelegt, 
daß 
• die Struktur der Gesellschaftsform der Genossenschaften demokrati-

schen Grundsätzen zu entsprechen hat, 
• die Genossenschaft eine reine Personenvereinigung mit wirtschaftli-

chen Zwecken ist, in der Kapital nur eine dienende Funktion hat, 
• ein Wechsel des Mitgliederbestandes möglich ist, 
• der Zweck der Genossenschaft auf die Förderung der Mitglieder aus-

gerichtet sein muß und 
• diese Förderung durch einen gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb 

erwirtschaftet wird (vgl. Lang/Weidmüller, GenG, 1974, S. 80-83). 
Dieses Genossenschaftsgesetz hat den Genossenschaftssektor in 
Deutschland stark geprägt. Konzipiert von dem bürgerlich-liberalen Ge-
nossenschaftspionier Hermann Schulze-Delitzsch folgt es in wesentlichen 
Punkten seiner spezifischen Auffassung des Wesens der Genossenschaften, 
die sich deutlich von der anderer deutscher Genossenschaftspioniere wie 
etwa Friedrich Wilhelm Raijfeisen oder Ferdinand Lassalle unterscheidet. 
Das Gesetz gibt den Unternehmungen, die als eingetragene 
Genossenschaften wirtschaften, organisatorische Regelungen vor, die sich 
an den genossenschaftlichen Prinzipien der Selbsthilfe, Selbstver-
waltung und Selbstverantwortung ausrichten. 

Diese normativen Genossenschaftsprinzipien sind bestimmend für die 
Struktur der Rechtsform und helfen bei der Identifizierung einer genossen-
schaftlichen Wirtschaftsweise in anderen Rechtsformen, sei es als Kapi-
talgesellschaft oder - was allerdings nur selten vorkommt - als Personen-
gesellschaft. Grundsätzlich kann die genossenschaftliche Wirtschaftsfüh-
rung auch in anderen Rechtsformen zur Anwendung gelangen. „Entschei-
dend ist [...] die Hinwendung zu den genossenschaftlichen Prinzipien der 
Selbsthilfe, der Selbstverwaltung und der Selbstverantwortung, die auch in 
anderen Rechtsformen gestaltet sein kann." (Zerche/Kücking, Image, 1991, 
S. 178). Diese Prinzipien werden dann in Satzungen, Gesellschaftsverträgen 
und Organisationsregeln dieser Unternehmungen verankert. 
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Selbsthilfe 

Genossenschaften gehören in Deutschland ebenso wie Verbände zu den sog. 
Selbsthilfeorganisationen (SHO). Dies bedeutet, daß die Mitglieder der Ge-
nossenschaft mindestens ein gemeinsames Interesse haben, das sie in 
Kooperation zu verwirklichen suchen. In Abgrenzung zur individuellen 
Selbsthilfe, die das Bestreben einzelner kennzeichnet, selber ihre wirt-
schaftliche und soziale Situation durch entsprechende Eigeninitiative zu 
ändern, betrachten wir hier die kollektive (solidarische) Selbsthilfe. Die 
Mitglieder einer Genossenschaft wollen in solidarischer Selbsthilfe ihr 
gemeinsames Interesse verfolgen. Man kann auch sagen: Wirtschafts-
subjekte lagern eine Funktion aus ihrem Betrieb aus und übertragen diese 
Funktion (z.B. Beschaffung, Absatz) auf einen genossenschaftlichen Be-
trieb. Genossenschaften verfugen über einen sog. Organbetrieb, den Ge-
nossenschaftsbetrieb. Die Genossen bzw. Mitglieder sind Träger und Ei-
gentümer der Genossenschaft, also auch des genossenschaftlichen Be-
triebes. 

In einem engen Verständnis bedeutet Selbsthilfe nicht, daß der Staat Ge-
nossenschaften initiiert und Personen oder Betriebe diesen Genossen-
schaften zuweist. Daher kann es nach der hier zugrundegelegten Auffassung 
keine Zwangsmitgliedschaft geben. Anders als in den Genossenschaften des 
öffentlichen Rechts (Jagd-, Wald-, Wasser-, Fischerei- sowie 
Berufsgenossenschaften), wo Zwangsmitgliedschaft besteht, setzt der 
Selbsthilfegedanke die Freiwilligkeit des Beitritts und die Möglichkeit 
des Austritts aus einer Genossenschaft voraus. In der genossenschafts-
wissenschaftlichen Literatur wird diese Freiwilligkeit als „offene Mitglied-
schaft" bezeichnet. 

Selbsthilfe heißt in diesem engen Verständnis auch: Keine Fremdhilfe, sei 
es Hilfe durch Dritte (Wohltätigkeitsverein) oder auch Hilfe durch den Staat 
(Subventionen). Dadurch soll eine Abhängigkeit von den Interessen Dritter 
vermieden werden. Dem Selbsthilfegedanken folgend können Mitglieder 
den Gegenstand der Genossenschaft selber in einer Satzung festlegen und 
bestimmen. 

Selbsthilfe beinhaltet nach der deutschen Genossenschaftsauffassung auch 
den genossenschaftlichen Förderauftrag. In der Terminologie der Be-
triebswirtschaftslehre heißt das Formalziel des Genossenschaftsbetriebes 
nicht Gewinnmaximierung, sondern Förderungsmaximierung. Die 
Förderung des „Erwerbes oder der Wirtschaft" der Mitglieder (=Förderung 
der Mitgliederbetriebe oder -haushalte) ist Zweck der Genossenschaft. Die 
Ausrichtung der Zwecksetzung auf die Förderung der Mitglieder weist auf 
das sog. Identitätsprinzip hin. Kunden bzw. Lieferanten einer Ge-
nossenschaft sind identisch mit den Mitgliedern (Beschaffungs- oder Ab-
satzgenossenschaft); bei Produktivgenossenschaften sind die Mitglieder der 
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Genossenschaft identisch mit den Mitarbeitern (Doppelrolle Mit-
glied/Eigentümer - Arbeitnehmer/Arbeitgeber). 

Das sog. Identitätsprinzip sieht vom Grundsatz her keine Nichtmitglieder-
geschäfte vor. So kann man nur als Mitglied 

• bei Kreditgenossenschaften Kredite erhalten, 
• bei Wohnungsbaugenossenschaften in einer Genossenschaftswohnung 

wohnen, 
• über landwirtschaftliche Absatzgenossenschaften landwirtschaftliche 

Produkte absetzen, 
• über Einkaufsgenossenschaften Produkte beziehen sowie 
• in Konsumgenossenschaften einkaufen etc. 

Betrachtet man die Genossenschaftspraxis, so zeigt sich sehr schnell, daß 
das Identitätsprinzip nicht so streng gehandhabt wird (Genossenschafts-
novelle 1974). Auch Nichtmitglieder bekommen in vielen Kreditgenossen-
schaften einen Kredit, kaufen in den Konsumgenossenschaftsläden ein, 
wohnen in Wohnungen einer Genossenschaft etc., ohne daß die erhobenen 
Preise für Mitglieder und Nichtmitglieder unterschiedlich sind. Auch könnte 
es sein, daß es Mitglieder gibt, die von der Genossenschaft selber gar keine 
Förderung erhalten, sondern durch ihre finanzielle Beteiligung an der 
Genossenschaft diese fördern (= Fördermitglieder). Es gilt dann, "daß 
Abweichungen hinsichtlich Nichtmitgliedergeschäften einerseits und 
Förderanteilen/Fördermitgliedern andererseits gegeben sein können, sofern 
der Auftrag zur Mitgliederförderung als zentrale Aufgabe der 
Genossenschaftsunternehmung bestehen bleibt." (Hanel, Genossen-
schaftsbegriff, 1992, S. 35). Zur Bestandserhaltung und/oder Erhöhung der 
Rentabilität des Genossenschaftsbetriebes können Nichtmitgliedergeschäfte 
durchaus notwendig erscheinen. Es wird auch argumentiert, daß die 
Nichtmitglieder als potentielle Mitglieder die Leistungen der 
Genossenschaft kennenlernen sollen, damit sie sich zu einem Beitritt ent-
schließen. 

Selbstverwaltung 

Selbstverwaltung ergibt sich daraus, daß die Genossenschaften im Privatei-
gentum der Mitglieder stehen und beinhaltet, daß allein die Mitglieder die 
Genossenschaft führen und kontrollieren ("Selbstorganschaft"). Die Organe 
der Rechtsform der eingetragenen Genossenschaft dürfen nur durch Mit-
glieder besetzt werden. Wir kennen - in Analogie zur Staatsverfassung - wie 
in Aktiengesellschaften drei genossenschaftliche Organe: 

Mitgliederversammlung Vorstand Aufsichtsrat 

Legislative Exekutive Judikative 

Selbstverwaltung heißt, daß die Mitglieder die Besetzung dieser drei Organe 
selbst bestimmen, also demokratisch wählen. Das sog. Demokratieprinzip 
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bedeutet in Genossenschaften, daß die Mitglieder als Eigentümer 
unabhängig von der Höhe ihrer Kapitalbeteiligung über eine Stimme in der 
Mitgliederversammlung verfügen („One man, one vote"). Auch diese 
Bestimmung erfuhr durch die Genossenschaftsnovelle 1974 eine 
Aufweichung: bei einigen Abstimmungen besteht seitdem die Möglichkeit 
der Übertragung von drei Stimmen auf besonders „verdienstvolle Mitglie-
der" (§43(3) GenG). Bei besonders wichtigen Entscheidungen fur die Ge-
nossenschaft, bei denen das Gesetz eine Mehrheit von mindestens 75 Pro-
zent der abgegebenen Stimmen vorsieht - wie z.B. bei Entscheidungen über 
Satzungsänderungen - ist dieses Mehrstimmrecht jedoch weiterhin 
ausgeschlossen. Damit die Genossenschaft als ein eigenständiger Organi-
sationstyp einer von Mitgliedern getragenen Selbsthilfeorganisation erhalten 
bleibt, wird in der genossenschaftswissenschaftlichen Literatur sehr stark 
auf die Notwendigkeit einer funktionierenden Mitgliederpartizipation 
hingewiesen, die über die gesetzlich fixierten Mitwirkungsinhalte und 
-möglichkeiten hinausgeht (vgl. dazu auch Kap. III). 

War bis zur Novelle des Genossenschaftsgesetzes im Jahre 1974 die Mit-
gliederversammlung oberstes Willensbildungsorgan der Genossenschaft, so 
hat sich dies durch die seither bestehende Eigenverantwortlichkeit der 
Geschäftsführung durch den Vorstand (§27(1) GenG) geändert. 
Nunmehr sind alle genossenschaftlichen Organe - Mitgliederversammlung, 
Vorstand und Aufsichtsrat - auf gleicher Ebene angesiedelt. Allerdings 
werden wichtige Rahmenbedingungen fur die Geschäftsführung durch die 
Mitglieder bestimmt. Dies geschieht durch die Festlegung der Satzung der 
Genossenschaft, durch die Wahl der Besetzung von Aufsichtsrats- und 
möglicherweise auch Vorstandspositionen sowie durch die Feststellung des 
Jahresabschlusses verbunden mit dem Beschluß über die Verwendung des 
Jahresüberschusses oder die Deckung eines Jahresfehlbetrages sowie über 
die Entlastung des Vorstandes und Aufsichtsrates (§48(1) GenG). 

Der eigenverantwortlich handelnde Vorstand der Genossenschaft soll durch 
den ehrenamtlich tätigen Aufsichtsrat kontrolliert werden. Dieser soll auch 
die Einhaltung des Förderauftrags überwachen und bei der genossen-
schaftlichen Pflichtprüfüng durch die genossenschaftlichen Prüfungs-
verbände mitwirken. In der Regel hat die Mitgliederversammlung ihm auch 
das Recht der Bestellung der Vorstandsmitglieder übertragen; er kann in 
bestimmten Fällen den Vorstand des Amtes entheben. 

Selbstverantwortung 

Aus dem Prinzip der Selbstverwaltung folgt unmittelbar das Prinzip der 
Selbstverantwortung. Es bezieht sich auf die Haftung der Genossenschaft. 
Heute besteht nicht mehr die sog. Solidarhaftung, nach der alle Genossen-
schaftsmitglieder direkt von Gläubigern zur Haftung herangezogen werden. 
Gläubigern gegenüber haftet allein der Genossenschaftsbetrieb. Erst im 
Konkursfall müssen Mitglieder Nachschüsse zur Konkursmasse leisten -
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sofern dies in der Satzung vorgesehen ist (unbeschränkte oder beschränkte 
Nachschußpflicht). Daneben haften die Mitglieder des Vorstandes und des 
Aufsichtsrates dann, wenn sie ihren Sorgfaltspflichten als ordentliche und 
gewissenhafte Geschäftsleiter einer Genossenschaft bzw. den Sorgfalts-
pflichten eines Aufsichtsratsmitgliedes einer Genossenschaft nicht nach-
kommen. 

Damit haben wir die Prinzipien besprochen, nach denen das Genossen-
schaftsgesetz in Deutschland konzipiert wurde. Das Genossenschaftsrecht 
wurde immer den neuen wirtschaftlichen Entwicklungen und Rah-
menbedingungen angeglichen; Maßstab der Änderungen sind dabei die 
erwähnten Prinzipien, die der bürgerlich-liberalen Auffassung von Hermann 
Schulze-Delitzsch, dem Konstrukteur des GenG, entsprechen. Gesetzlich 
geregelt ist darüberhinaus die Zwangsmitgliedschaft der Genossenschaften 
in den genossenschaftlichen Prüfiingsverbänden sowie die Möglichkeit der 
Bildung von (regionalen) Zentralgenossenschaften durch die 
Primärgenossenschaften. Insbesondere die Zentralgenossenschaften und die 
Prüfungsverbände arbeiten i.d.R. nicht in der Rechtsform der eG. Die 
Zwangsmitgliedschaft in den regionalen Prüfungsverbänden ist für die DG 
Bank, die über den Genossenschaftssektor statistisch berichtet, der Maßstab 
zur Zurechnung von Unternehmungen anderer Rechtsformen zum 
Genossenschaftssektor. 

2.2 Die Entwicklung der Wirtschaftsform der Genossenschaften und 
Ansätze einer gesellschafts- und sozialpolitischen Ausrichtung 

Die genossenschaftliche Wirtschaftsform hat sich im 19. Jahrhundert in An-
knüpfung an vorindustrielle Formen gemeinsamen Wirtschaftens ent-
wickelt, ohne daß ein Organisationsgesetz fur diese Wirtschaftsform vorlag. 
Das Genossenschaftsgesetz ist eher Folge schon geschaffener Tatbestände. 
So wird auch in einem Kommentar zum Genossenschaftsgesetz der Begriff 
der Genossenschaft in entwicklungsgeschichtlicher Perspektive nicht als 
Rechtsbegriff, sondern als eine Umschreibung wirtschaftlicher und 
soziologischer Sachverhalte betrachtet (vgl. Lang u.a., GenG, 1997, S. 3). 
Mehrfach wurde bereits darauf hingewiesen, daß auch andere Un-
ternehmungen, die nicht in der Rechtsform der eingetragenen Genossen-
schaft arbeiten, durchaus zum Genossenschaftssektor in Deutschland ge-
hören können. Ausschlaggebend ist die Einhaltung der als wesensbe-
stimmend angesehenen Prinzipien. Insbesondere das Förder- und das 
Identitätsprinzip sowie das Demokratieprinzip sind hier identitätsstif-
tend. Flieger plädiert in Übereinstimmung mit anderen Autoren dafür, nach 
wie vor auch das Solidarprinzip zur vollständigen Charakterisierung der 
Genossenschaften heranzuziehen (vgl. Flieger, Produktivgenossenschaft, 
1996, S. 36ff.). Seiner Meinung nach reichen die vorwiegend formalen 
Kriterien bei der Wesensbestimmung der genossenschaftlichen 
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Wirtschaftsform nicht aus. Genossenschaftliche Solidarität, von Draheim 
als „Genossenschaftsgeist", vom Soziologen Hettlage als notwendiges 
Element zur Entwicklung einer genossenschaftlichen Organisationskultur 
bzw. zur Herausbildung einer Gruppenidentität thematisiert, kann opera-
tionalisiert und zur Charakterisierung der Wirtschaftsform herangezogen 
werden (vgl. zu Möglichkeiten der Operationalisierung: Flieger, Pro-
duktivgenossenschaft, 1996, S. 41 u. S. 69ff; zum Begriff der Solidarität 
siehe auch Kap. II.4.1). 

Seit Mitte des vorigen Jahrhunderts gibt es Auseinandersetzungen über die 
Ausprägung der Genossenschaftsprinzipien. So war der Ausgangspunkt von 
Friedrich Wilhelm Raiffeisen zunächst die Bildung von Wohltätigkeits-
vereinen, die durch finanzielle Unterstützung Dritter, wie z.B. Staat oder 
Privatpersonen, die soziale und wirtschaftliche Lage der Landbevölkerung 
verbessern sollten. Er gründete Darlehnskassen-Vereine auf genossen-
schaftlicher Basis, die später Raiffeisenbanken genannt wurden. Diese ver-
gaben zinsgünstige Kredite an Landwirte und waren behilflich beim Bezug 
der Betriebsmittel und bei dem Absatz landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
(=Universalgenossenschaften). Raiffeisen sah bei den Wohl-
tätigkeitsvereinen, die von den Wohlhabenden eines Dorfes gegründet 
wurden, zunächst keine finanzielle Beteiligung der Geforderten vor. Erst in 
Folge der Auseinandersetzung mit den Schriften von Schulze-Delitzsch zu 
der Funktionsweise von Genossenschaften sowie eigener Erfahrungen mit 
der nicht immer günstigen Entwicklung der Wohltätigkeitsvereine aufgrund 
des nachlassenden Engagements der wohlhabenden Träger kam es auch bei 
Raiffeisen zu einer Betonung des Selbsthilfegedankens. Schulze-Delitzsch 
gilt nicht nur als Konstrukteur des deutschen Genossenschaftsgesetzes; auch 
er war wie Raiffeisen ein wichtiger Genossenschaftspraktiker. Er gründete 
die ersten Einkaufsgenossenschaften für Tischler und Schuhmacher und 
Kreditgenossenschaften für den handwerklich-gewerblichen Mittelstand, 
welche später Volksbanken genannt wurden. Seine praktischen 
Erfahrungen dürften mit in die Gestaltung des Genossenschaftsgesetzes 
eingegangen sein. 

Der Internationale Genossenschaftsbund (IGB, oder ICA = International 
Cooperative Alliance, gegründet 1895 mit Sitz in Genf) formulierte zuletzt 
1995 die Genossenschaftsprinzipien wie folgt (vgl. Münkner, Values, 
1995, S. 19-21): 

• Freiwillige und offene Mitgliedschaft, 
• Demokratische Mitgliederkontrolle, 
• Teilnahme der Mitglieder am wirtschaftlichen Erfolg ihrer Genossen-

schaft, 
• Selbstverwaltung und Unabhängigkeit, 
• Erziehung und Ausbildung der Mitglieder sowie Information der Öffent-

lichkeit, 
• Zusammenarbeit der verschiedenen Genossenschaften und 
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• Verantwortung für die sie umgebende Gesellschaft. 

Diese sind eine Weiterentwicklung der Prinzipien, die die Redlichen Pio-
niere von Rochdale (England) ab 1844 in ihrer Konsumgenossenschaft an-
wandten. Die Pioniere von Rochdale sahen die Zielsetzung der Kon-
sumgenossenschaftsbewegung ähnlich umfassend wie wenig später auch 
Raiffeisen und strebten neben der wirtschaftlichen Förderung auch die 
Verbesserung der sozialen Verhältnisse der Mitglieder an. Dies ver-
suchten sie auch mit Maßnahmen der Erziehung und Bildung zu erreichen. 

Genossenschaften als ein Instrument zur Verbesserung der sozialen und 
wirtschaftlichen Lage der Arbeiter wurden von der Arbeiterbewegung in 
Deutschland erst relativ spät entdeckt. Dem stand lange Zeit das sog. 
„eherne Lohngesetz" entgegen. Dieses auch von Ferdinand Lassalle ver-
tretene „Gesetz" besagt, daß der durchschnittliche Arbeiterlohn immer in 
der Nähe des Existenzminimums verharre. Nur durch Änderungen der Pro-
duktionsverhältnisse und nicht durch Reallohnerhöhungen, die z.B. durch 
preiswerteren Einkauf in einer Konsumgenossenschaft oder durch preis-
günstiges Wohnen in Genossenschaftswohnungen entstehen, könne die 
Lage der Arbeiterschaft insgesamt verbessert werden (vgl. Schultz/Zerche, 
Genossenschaftslehre, 1983, S. 25ff.). Der Arbeiterführer und Gründer des 
Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins Ferdinand Lassalle forderte 
Staatshilfe zur Unterstützung von Genossenschaften. Dies sollte der 
Förderung von Produktivgenossenschaften dienen, mit Hilfe derer er eine 
staatssozialistische Arbeitergesellschaft gründen wollte. 

Die von dem Genossenschaftspionier und Hochschullehrer Victor Aimé 
Huber initiierten Wohnungsbaugenossenschaften (erste Gründung 1847 
„Berliner gemeinnützige Baugesellschaft") und die sich auch in Deutsch-
land entwickelnden Konsumgenossenschaften wurden wichtige Instru-
mente zur Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage breiter 
Bevölkerungsschichten. 

Entwicklungen der genossenschaftlichen und gemeinwirtschaftlichen Praxis 
sowie des Rechtes haben dazu geführt, daß die sog. gemeinwohlorien-
tierten oder gemeinnützigen Genossenschaften in Deutschland keine sehr 
starke Rolle mehr spielen (vgl. zu den Begriffen Kap. 11.4.3). Vor allem mit 
der konsum- und wohnungsbaugenossenschaftlichen Tradition ist eine 
Gemeinwohlorientierung verbunden. Während die Konsumgenossen-
schaften als sog. „Dritte Säule" der Arbeiterbewegung die soziale Lage der 
Arbeiter durch den Verkauf preiswerter und qualitativ guter Waren heben 
wollten, sahen und sehen die Wohnungsbaugenossenschaften die Erstellung 
und Überlassung von preisgünstigem und gesundem Wohnraum für breite 
Schichten der Bevölkerung als ihre Aufgabe an. Im Unterschied zu den 
anderen Genossenschaften wurden hier strenge Verhaltensbindungen 
eingehalten, die z.B. auch die Gewinnverteilung betrafen: Die Ge-
schäftsanteile in Wohnungsbaugenossenschaften durften nur bis höchstens 4 


